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56. Bundesgesetz: Einrichtung einer überschulischen Schülervertretung
(NR: GP XV RV 50 AB 602 S. 62. BR: AB 2278 S. 405.)

5 7 . Bundesgesetz: Studienrichtung Evangelische Theologie
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5 8 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Gründung der Hochschule für Bildungs-
wissenschaften in Klagenfurt
(NR: GP XV RV 433 AB 568 S. 62. BR: AB 2280 S. 405.)

5 6 . Bundesgesetz vom 20. Jänner 1981 über
die Einrichtung einer überschulischen Schü-

lervertretung

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. ABSCHNITT

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

Errichtung von Schülerbeiräten

§ 1. Bei jedem Landesschulrat ist ein Landes-
Schülerbeirat, beim Bundesministerium für Un-
terricht und Kunst ein Bundes-Schülerbeirat und
ein Zentrallehranstalten-Schülerbeirat zu errich-
ten.

Aufgaben der Schülerbeiräte

§ 2. (1) Dem Landes-Schülerbeirat obliegt im
Rahmen der Vertretung der Interessen der Schü-
ler die Beratung des Landesschulrates in Fragen
des Schulwesens, soweit Belange der Schüler der
allgemeinbildenden höheren Schulen, der berufs-
bildenden mittleren und höheren Schulen sowie
der mittleren Anstalten der Lehrerbildung und
der Erzieherbildung, der Berufsschulen und der
Polytechnischen Lehrgänge des betreffenden
Landes berührt werden, und nicht die Zuständig-
keit des Zentrallehranstalten-Schülerbeirates ge-
geben ist.

(2) Dem Bundes-Schülerbeirat obliegt im Rah-
men der Vertretung der Interessen der Schüler
die Beratung des Bundesministers für Unterricht
und Kunst in Fragen des Schulwesens, soweit Be-
lange der Schüler der im Abs. 1 genannten Schu-
len berührt werden und sie in ihrer Bedeutung
über den Bereich eines Landes hinausgehen.

(3) Dem Zentrallehranstalten-Schülerbeirat ob-
liegt im Rahmen der Vertretung der Interessen
der Schüler die Beratung des Bundesministers

für Unterricht und Kunst in Fragen des Schul-
wesens, soweit Belange der Schüler der im § 3
Abs. 4 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 240/1962, genannten Zentrallehranstalten,
der höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehr-
anstalten, der land- und forstwirtschaftlichen
Fachschulen des Bundes und der Forstfachschule
berührt werden.

(4) Darüber hinaus obliegt den Schülerbeiräten
in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich (Abs. 1
bis 3) die Beratung der Schüler in Angelegen-
heiten der Schülermitverwaltung (§ 58 des Schul-
unterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1974).

(5) Ausgenommen vom Aufgabenbereich der
Schülerbeiräte ist die Beratung von Angelegenhei-
ten, die Belange der Schüler der Schulen für Be-
rufstätige betreffen.

Erfüllung der Aufgaben

§ 3. Im Rahmen der ihnen gemäß § 2 über-
tragenen Aufgaben stehen den Schülerbeiräten
insbesondere zu:

1. Beratung in grundsätzlichen Fragen des Un-
terrichtes und der Erziehung;

2. Erstattung von Vorschlägen zur Erlassung
von Gesetzen und Verordnungen;

3. Abgabe von Stellungnahmen zu Gesetz- und
Verordnungsentwürfen;

4. Erstattung von Vorschlägen in Angelegen-
heiten von Schulbauten und deren Ausstat-
tung;

5. Beratung in Angelegenheiten der Schüler-
zeitungen;

6. Beratung in Fragen der überregionalen Ko-
ordination von Schulveranstaltungen und in
Fragen der Durchführung von Veranstal-
tungen der Schulbahnberatung;
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7. Herausgabe von Rundschreiben und von
Informationsblättern in schulischen Angele-
genheiten;

8. Planung und Durchführung von Fortbil-
dungsveranstaltungen für Schülervertreter;

9. Vorbringen von Anliegen und Beschwerden.

§ 4. Die Schülerbeiräte haben sich bei der
Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben
(§§ 2 und 3) von der Aufgabe der österreichi-
schen Schule (§ 2 des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962) leiten zu lassen.

§ 5. (1) Die Schülerbeiräte sind berechtigt, je-
weils in ihrem Zuständigkeitsbereich (§ 2 Abs. 1
bis 3) die zur Erfüllung der ihnen übertragenen
Aufgaben (§§ 2 und 3) notwendigen Kontakte mit
Schülern an den einzelnen Schulen in der unter-
richtsfreien Zeit der besuchten Schüler zu pfle-
gen.

(2) Dem Landes-Schülerbeirat ist auf Einga-
ben, Vorschläge, Anregungen und Beschwerden
an den Landesschulrat von diesem innerhalb von
vier Wochen schriftlich zu antworten.

(3) Der Landes-Schülerbeirat ist vom Landes-
schulrat über Rechtsvorschriften und deren Än-
derungen insoweit au informieren, als diese zur
Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufga-
ben (§§ 2 und 3) eine wesentliche Voraussetzung
bilden. Gleiches gilt für die Information über
die Ergebnisse von Umfragen und Erhebungen,
die vom Landesschulrat oder in dessen Auftrag
durchgeführt wurden.

(4) Die Abs. 2 und 3 finden auf die Tätig-
keit des Bundes-Schülerbeirates und des Zentral-
lehranstalten-Schülerbeirates mit der Maßgabe
Anwendung, daß zur Beantwortung und zur
Information das Bundesministerium für Unter-
richt und Kunst verpflichtet ist.

2. ABSCHNITT

M i t g l i e d s c h a f t zu e i n e m L a n d e s -
S c h ü l e r b e i r a t

Zusammensetzung eines Landes-Schülerbeirates

§ 6. (1) Einem Landes-Schülerbeirat gehören
mindestens zwölf, höchstens dreißig Mitglieder
an, und zwar jeweils die gleiche Zahl von Mit-
gliedern aus dem Bereich der allgemeinbildenden
höheren Schulen, aus dem Bereich der berufsbil-
denden mittleren und höheren Schulen sowie
der mittleren Anstalten der Lehrerbildung und
der Erzieherbildung und aus dem Bereich der Be-
rufsschulen.

(2) Die Zahl der Mitglieder ist unter Be-
rücksichtigung der Zahl der Schulen in den
einzelnen im Abs. 1 genannten Schulartberei-
chen durch Verordnung des Landesschulrates zu
bestimmen.

Bestellungsweise und Funktionsdauer

§ 7. (1) Die Mitglieder und die gleiche Zahl an
Ersatzmitgliedern eines Landes-Schülerbeirates
sind getrennt nach den im § 6 Abs. 1 genannten
Schulartbereichen an einem Schultag in der Zeit
von Mittwoch der vorletzten Woche bis Mitt-
woch der letzten Woche des Unterrichtsjahres zu
wählen. Im Falle der Verhinderung von Mitglie-
dern haben die Ersatzmitglieder nach der Reihen-
folge ihrer Wahl einzutreten.

(2) Die Funktionsdauer der Mitglieder und
der Ersatzmitglieder beträgt ein Schuljahr; sie
beginnt mit dem ersten Tag des der Wahl fol-
genden Schuljahres.

(3) Die Funktionsdauer eines Mitgliedes und
eines Ersatzmitgliedes endet durch Zeitablauf,
Rücktritt oder Beendigung des Schulbesuches
(§ 33 des Schulunterrichtsgesetzes), wobei im
letztgenannten Fall das Antreten zur Reifeprü-
fung, Befähigungsprüfung oder Abschlußprüfung
die Funktionsdauer nicht beendet.

Wahlrecht

§ 8. (1) Wahlberechtigt sind alle Schulsprecher
(§ 59 Abs. 3 lit. d des Schulunterrichtsgesetzes)
aus den im § 6 Abs. 1 genannten Schulartberei-
chen, und zwar jeweils für den Schulartbereich,
dem sie als Schulsprecher angehören.

(2) Wählbar sind alle Schulsprecher und deren
Stellvertreter, an ganzjährigen Berufsschulen alle
Schulsprecher und Tagessprecher, (§ 59 Abs. 3
des Schulunterrichtsgesetzes) aus den im § 6
Abs. 1 genannten Schulartbereichen, und zwar
jeweils für den Schulartbereich, dem sie als
Schulsprecher, Schulsprecher-Stellvertreter oder
Tagessprecher angehören.

Wahlausschreibung; Verzeichnis der Wahlberech-
tigten und der Wählbaren

§ 9. (1) Die Wahl der Mitglieder und der Er-
satzmitglieder ist von der Wahlkommission
(§ 10 Abs. 1) unter Bekanntgabe des Wahltages
und des Wahlortes spätestens vier Wochen vor
dem Wahltag auszuschreiben und den Wahlbe-
rechtigten so rechtzeitig bekanntzugeben, daß
ihnen die Verständigung spätestens drei Wochen
vor der Wahl zugestellt werden kann.

(2) Die Wahlkommission hat ein Verzeichnis
der am Tag der Wahlausschreibung Wahlberech-
tigten und Wählbaren anzufertigen. Das Wahl-
verzeichnis ist, gerechnet vom Tag der Wahlaus-
schreibung an, durch mindestens zwei Wochenheim
Landesschulrat zur Einsicht aufzulegen; gleich-
zeitig ist es allen Schulen der im § 6 Abs. 1 ge-
nannten Schulartbereiche zu übermitteln, die es
gleichfalls durch den vorbezeichneten Zeitraum
zur Einsicht aufzulegen haben.
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(3) Gegen die Richtigkeit und die Vollständig-
keit des Wahlverzeichnisses kann jeder Wahlbe-
rechtigte und jeder Wählbare während des Auf-
lagezeitraumes bei der Wahlkommission Ein-
wendungen erheben. Hierüber hat die Wahl-
kommission innerhalb von drei Tagen zu ent-
scheiden. Gegen die Entscheidung der Wahlkom-
mission ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht
zulässig.

Wahlkommission

§ 10. (1) Zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Wahl ist beim Landesschulrat eine
Wahlkommission zu bilden.

(2) Die Wahlkommission besteht aus drei
Mitgliedern, die vom Präsidenten des Landes-
schulrates aus dem Kreis der Beamten des Lan-
desschulrates zu bestellen sind. Sie hat bei ihrem
ersten Zusammentreten aus ihrer Mitte mit ein-
facher Stimmenmehrheit einen Vorsitzenden zu
wählen. Die drei Landesschulsprecher (§ 17
Abs. 1) sind berechtigt, an den Sitzungen der
Wahlkommission als Wahlzeugen ohne Stimm-
recht teilzunehmen.

(3) Für jedes Mitglied der Wahlkommission ist
ein Ersatzmitglied vorzusehen, das im Falle der
Verhinderung des betreffenden Mitgliedes an
dessen Stelle zu treten hat. Die Ersatzmitglieder
sind in gleicher Weise wie die Mitglieder zu be-
rufen.

Durchführung der Wahl

§ 11. Die Wahl ist geheim. Das Wahlrecht ist
persönlich durch Übergabe des in dem Wahl-
kuvert liegenden Stimmzettels an die Wahlkom-
mission auszuüben. Der Landesschulrat kann
durch Verordnung für bestimmte oder alle Schul-
arten verfügen, daß die Stimmabgabe auch an
der eigenen Schule und an einer anderen öffent-
lichen Berufsschule oder mittleren oder höheren
Schule zulässig ist, wenn auf diese Weise eine
Vereinfachung oder Beschleunigung des Wahl-
verfahrens oder eine Erleichterung der Stimm-
abgabe erreicht wird; in dieser Verordnung ist
auch die Frist für die Stimmabgabe festzulegen,
die nicht länger als eine Woche sein darf.

Stimmzettel, Wahlkuvert

§ 12. (1) Gleichzeitig mit der Wahlausschrei-
bung hat die Wahlkommission den Wahlberech-
tigten einen Stimmzettel und ein Wahlkuvert
zuzustellen.

(2) Stimmzettel und Wahlkuverts müssen zu-
mindest für die einzelnen im § 6 Abs. 1 genann-
ten Schulartbereiche die gleiche Größe, Farbe und
Beschaffenheit aufweisen.

(3) Auf dem Stimmzettel sind durch Druck
oder sonstige Vervielfältigungen untereinander
so viele Zeilen zu setzen und an der linken

Seite mit so vielen arabischen Ziffern fortlau-
fend zu numerieren, als Mitglieder und Ersatz-
mitglieder zu wählen sind. Auf der rechten Seite
jeder Zeile sind die Wahlpunkte anzugeben. Die
Wahlpunkte haben in umgekehrter arithmeti-
scher Reihenfolge zu den links eingesetzten Zif-
fern zu stehen. Die Mitte jeder Zeile ist für die
Ausfüllung durch den Wähler freizuhalten.

Ausfüllen und Wertung des Stimmzettels

§ 13. (1) Von den Wahlberechtigten sind auf
dem Stimmzettel untereinander so viele Namen
(Familien- und Vorname) zu verzeichnen, als
Mitglieder und Ersatzmitglieder aus einem der
im § 6 Abs. 1 genannten Schulartbereiche zu
wählen sind. Hiebei hat ein getrenntes Verzeich-
nen nach Mitgliedern und Ersatzmitgliedern zu
unterbleiben. Enthält ein Stimmzettel mehr
Namen, als Mitglieder und Ersatzmitglieder zu
wählen sind, so sind die über diese Zahl im
Stimmzettel eingesetzten Namen unberücksich-
tigt zu lassen. Enthält er weniger Namen, so
wird deshalb seine Gültigkeit nicht beeinträch-
tigt.

(2) Der auf dem Stimmzettel an erster Stelle
Gereihte erhält so viele Wahlpunkte, als Mit-
glieder und Ersatzmitglieder zu wählen sind; der
an zweiter und weiterer Stelle Gereihte erhält
jeweils um einen Wahlpunkt weniger.

(3) Ist derselbe Name auf einem Stimmzettel
mehrmals verzeichnet, so ist er bei der Zählung
der Wahlpunkte nur an der Stelle mit der höch-
sten Zahl von Wahlpunkten zu berücksichtigen.

(4) Stimmen, die auf einen nicht Wählbaren
entfallen, sind ungültig.

Ungültigkeit des Stimmzettels

§ 14. (1) Der Stimmzettel ist ungültig, wenn
ein anderer als der von der Wahlkommission zu-
gestellte Stimmzettel verwendet wurde oder
wenn er durch Beschädigung derart beeinträch-
tigt wurde, daß nicht mehr eindeutig hervor-
geht, wem der Wähler seine Stimme geben
wollte.

(2) Worte, Bemerkungen oder Zeichen, die auf
den von der Wahlkommission zugestellten
Stimmzetteln außer zur Bezeichnung eines Wähl-
baren angebracht werden, beeinträchtigen die
Gültigkeit eines Stimmzettels nur, wenn dadurch
nicht mehr eindeutig hervorgeht, wem der Wäh-
ler seine Stimme geben wollte.

Zählen und Verzeichnen der Wahlpunkte

§ 15. Die Wahlkommission hat die Abgabe
des Stimmzettels im Wahlverzeichnis (§ 9 Abs. 2)
zu vermerken, nach Schluß der Wahl die auf die
einzelnen Wählbaren entfallenden Wahlpunkte
zu zählen und die Zahl der Wahlpunkte in der
über den Wahlvorgang aufzunehmenden Nieder-
schrift (§ 18 Abs. 1) ersichtlich zu machen.
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Wertung der Wahlpunkte

§ 16. (1) Von den Wählbaren sind entspre-
chend der Zahl der zu wählenden Mitglieder
und Ersatzmitglieder die mit der höheren Zahl
an Wahlpunkten als Mitglieder und die mit der
niedrigeren Zahl an Wahlpunkten als Ersatz-
mitglieder eines Landes-Schülerbeirates gewählt.

(2) Wenn infolge gleicher Zahl an Wahlpunk-
ten mehr Wählbare, als zu wählen sind, als Mit-
glieder oder Ersatzmitglieder in Betracht kom-
men, so entscheidet das vom Vorsitzenden der
Wahlkommission (§10 Abs. 2) zu ziehende Los
darüber, wer als Mitglied und wer als Ersatz-
mitglied gewählt ist. Wenn gewählte Ersatzmit-
glieder die gleiche Zahl an Wahlpunkten er-
reicht haben, so entscheidet das vom Vorsitzen-
den der Wahlkommission zu ziehende Los über
die Reihenfolge des Eintretens für verhinderte
Mitglieder (§ 7 Abs. 1).

Landesschulsprecher, Stellvertreter

§ 17. (1) Jeder Landes-Schülerbeirat hat drei
Landesschulsprecher und drei Stellvertreter. Lan-
desschulsprecher sind, getrennt nach den im § 6
Abs. 1 genannten Schulartbereichen, die drei
Mitglieder mit der jeweils höchsten Zahl an
Wahlpunkten. Stellvertreter sind, getrennt nach
den im § 6 Abs. 1 genannten Schulartbereichen,
die drei Mitglieder mit der jeweils zweithöchsten
Zahl an Wahlpunkten.

(2) Der Vorsitz im Landesschülerbeirat wech-
selt nach jeder internen Sitzung (§ 26) zwischen
den Landesschulsprechern in der Reihenfolge der
Höhe der auf sie entfallenen Zahl an Wahl-
punkten. Diese Reihenfolge ist während der
Funktionsdauer (§ 7 Abs. 2) unverändert beizu-
behalten.

Beurkundung des Wahlvorganges und Bekannt-
gabe des Wahlergebnisses

§ 18. (1) Über den Wahlvorgang ist eine Nie-
derschrift aufzunehmen, die alles Wesentliche zu
enthalten hat, von den Mitgliedern der Wahl-
konimission zu unterfertigen und mit der Wahl-
ausschreibung, dem Wahlverzeichnis und den
abgegebenen Stimmzetteln unter Verschluß beim
Landesschulrat aufzubewahren ist. Jeder Wahl-
berechtigte kann in diese Akten Einsicht neh-
men.

(2) Das Ergebnis der Wahl ist den Wahlbe-
rechtigten schriftlich mitzuteilen. Darüber hin-
aus ist es dem Präsidenten des Landesschulrates
bekanntzugeben und im Landesschulrat durch
Anschlag an der Amtstafel kundzumachen.

(3) Gleichzeitig mit der Mitteilung des Wahl-
ergebnisses sind den Wahlberechtigten schriftlich
die Namen der Landesschulsprecher des betref-
fenden Landes-Schülerbeirates bekanntzugeben,
die gemäß § 20 Z 1 bis 3 dem Bundes-Schüler-
beirat als Mitglieder angehören. In gleicher

Weise sind den Wahlberechtigten die Namen der
Stellvertreter der Landesschulsprecher bekannt-
zugeben.

Anfechtung der Wahl

§ 19. (1) Die Wahl zu einem Landes-Schüler-
beirat kann von jedem Wahlberechtigten inner-
halb von zwei Wochen nach Mitteilung des
Wahlergebnisses beim Landesschulrat angefoch-
ten werden. Die Anfechtung ist jedoch unzuläs-
sig, wenn sie sich auf Gründe stützt, die bereits
durch Einwendungen gemäß § 9 Abs. 3 hätten
geltend gemacht werden können oder erfolglos
geltend gemacht worden sind.

(2) Über die Anfechtung entscheidet der Lan-
desschulrat. Gegen die Entscheidung ist ein
ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig.

(3) Auf Grund der Anfechtung ist die Wahl
soweit für ungültig zu erklären, als Bestimmun-
gen über das Wahlverfahren verletzt worden
sind und durch diese Rechtswidrigkeit das Wahl-
ergebnis beeinflußt werden konnte.

3. ABSCHNITT

M i t g l i e d s c h a f t z u m B u n d e s -
S c h ü l e r b e i r a t

Zusammensetzung des Bundes-Schülerbeirates

§ 20. Dem Bundes-Schülerbeirat gehören
dreißig Mitglieder an, und zwar

1. die neun Landesschulsprecher aus dem Be-
reich der allgemeinbildenden höheren
Schulen,

2. die neun Landesschulsprecher aus dem Be-
reich der berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen sowie der mittleren An-
stalten der Lehrerbildung und der Erzieher-
bildung,

3. die neun Landesschulsprecher aus dem Be-
reich der Berufsschulen und

4. drei Mitglieder aus dem Bereich der Zen-
trallehranstalten (je ein Mitglied aus dem
Bereich der Höheren Internatsschulen des
Bundes, aus dem Bereich der Höheren tech-
nischen und gewerblichen Lehranstalten
und des Bundesinstitutes für Heimerziehung
in Baden, aus dem Bereich der land- und
forstwirtschaftlichen Schulen).

Bestellungsweise und Funktionsdauer

§ 21. (1) Als Mitglieder gemäß §,20 Z 4 sind
vom Zentrallehranstalten-Schülerbeirat, getrennt
nach den im § 23 genannten Schulbereichen, die
drei Mitglieder mit der jeweils höchsten Zahl an
Wahlpunkten, als Ersatzmitglieder die drei Mit-
glieder mit der jeweils zweithöchsten Zahl an
Wahlpunkten zu entsenden. Im Falle der Ver-
hinderung eines Mitgliedes gemäß § 20 Z 1 bis 3
hat dessen Stellvertreter (§ 17 Abs. 1), im Falle
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der Verhinderung eines Mitgliedes gemäß § 20
Z 4 dessen Ersatzmitglied einzutreten.

(2) Wenn infolge gleicher Zahl an Wahl-
punkten zwei Mitglieder des Zentrallehranstal-
ten-Schülerbeirates als Mitglied oder Ersatzmit-
glied in Betracht kommen, so entscheidet das
vom Vorsitzenden der Wahlkommission zu zie-
hende Los darüber, wer in den Bundes-Schüler-
beirat als Mitglied und wer als Ersatzmitglied zu
entsenden ist.

Bundesschulsprecher, Stellvertreter

§ 22. Der Bundes-Schülerbeirat hat in der
ersten internen Sitzung (§ 26) aus seiner Mitte
seinen Vorsitzenden (Bundesschulsprecher) und,
getrennt nach den im § 20 Z 1 bis 3 genannten
Schulartbereichen, drei Stellvertreter bei An-
wesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mit-
glieder mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen zu wählen.

4. ABSCHNITT

M i t g l i e d s c h a f t z u m Z e n t r a l l e h r -
a n s t a l t e n - S c h ü l e r b e i r a t

Zusammensetzung des Zentrallehranstalten-
Schülerbeirates

§ 23. Dem Zentrallehranstalten-Schülerbeirat
gehören sechs Mitglieder an, und zwar je zwei
Mitglieder aus dem Bereich der Höheren Inter-
natsschulen des Bundes (Bundeserziehungsanstal-
ten), aus dem Bereich der Höheren technischen
und gewerblichen Lehranstalten und des Bun-
desinstitutes für Heimerziehung in Baden sowie
aus dem Bereich der land- und forstwirtschaft-
lichen Schulen (der höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalten, der land- und
forstwirtschaftlichen Fachschulen des Bundes und
der Forstfachschule).

Anwendung von Bestimmungen des 2. Ab-
schnittes

§ 24. Die §§ 7 bis 16 und die §§ 18 und 19
sind mit folgenden Abweichungen anzuwenden:

1. in den §§ 7 Abs. 1 und 16 Abs. 1 tritt an
die Stelle des Landes-Schülerbeirates der
Zentrallehranstalten-Schülerbeirat;

2. in den §§ 7 Abs. 1, 8, 9 Abs. 2 und 13
Abs. 1 treten an die Stelle der im § 6 Abs. 1
genannten Schulartbereiche die im § 23 ge-
nannten Schulbereiche;

3. in den §§ 9 Abs. 2, 10 Abs. 1 und 2, 18
Abs. 1 und 2 sowie 19 Abs. 1 tritt an die
Stelle des Landesschulrates das Bundesmini-
sterium für Unterricht und Kunst;

4. in den §§10 Abs. 2 und 18 Abs. 2 tritt an
die Stelle des Präsidenten des Landesschul-
rates der Bundesminister für Unterricht und
Kunst;

5. im § 10 Abs. 2 tritt an die Stelle der drei
Landesschulsprecher der Zentrallehranstal-
tensprecher;

6. in den §§ 11 und 19 Abs. 2 tritt an die
Stelle des Landesschulrates der Bundesmini-
ster für Unterricht und Kunst;

7. im § 18 Abs. 3 tritt an die Stelle der dort
vorgesehenen Bekanntgabe die Bekanntgabe
der Namen der Mitglieder des Zentrallehr-
anstalten-Schülerbeirates, die gemäß § 21
Abs. 1 in den Bundes-Schülerbeirat als Mit-
glieder und als Ersatzmitglieder zu entsen-
den sind.

Zentrallehranstaltensprecher, Stellvertreter

§ 25. Der Zentrallehranstalten-Schülerbeirat
hat in der ersten internen Sitzung (§ 26) aus
seiner Mitte seinen Vorsitzenden (Zentrallehr-
anstaltensprecher) und dessen Stellvertreter bei
Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der
Mitglieder mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen zu wählen.

5. ABSCHNITT

V e r f a h r e n d e r S c h ü l e r b e i r ä t e

Beratungen

§ 26. (1) Die Schülerbeiräte haben die ihnen
übertragenen Aufgaben (§ 2) in internen Sitzun-
gen und in gemeinsamen Sitzungen mit Vertre-
tern der Schulbehörden zu beraten.

(2) Die Sitzungen sind nicht öffentlich.

Einberufung von Sitzungen

§ 27. (1) Die erste interne Sitzung des Bun-
des-Schülerbeirates und die erste interne Sitzung
des Zentrallehranstalten-Schülerbeirates sind auf
Antrag vom Bundesminister für Unterricht und
Kunst einzuberufen. Der Antrag, der einen be-
stimmten Tag anzugeben hat, ist von minde-
stens zwei Mitgliedern des Bundes-Schülerbei-
rates bzw. zwei Mitgliedern des Zentrallehran-
stalten-Schülerbeirates zu stellen.

(2) Die internen Sitzungen eines Schülerbei-
rates sind von seinem Vorsitzenden, im Falle
der Verhinderung von seinem Stellvertreter,
nach Bedarf, höchstens aber viermal in einem
Schuljahr, unter Bekanntgabe der Tagesordnung
einzuberufen. Eine Sitzung ist innerhalb von
zwei Wochen einzuberufen, wenn dies schrift-
lich unter Angabe des Beratungsgegenstandes
wenigstens von einem Drittel der Mitglieder
verlangt wird.

(3) Die gemeinsamen Sitzungen eines Landes-
Schülerbeirates mit Vertretern des Landesschul-
rates sind vom Präsidenten des Landesschulrates,
die gemeinsamen Sitzungen des Zentrallehran-
stalten-Schülerbeirates mit Vertretern des Bun-
desministeriums für Unterricht und Kunst und
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die gemeinsamen Sitzungen des Bundes-Schüler-
beirates mit Vertretern des Bundesministeriums
für Unterricht und Kunst vom Bundesminister
für Unterricht und Kunst einzuberufen. Im
übrigen ist Abs. 2 anzuwenden.

Leitung der Sitzungen

§ 28. (1) Die internen Sitzungen eines Schü-
lerbeirates werden von seinem Vorsitzenden, im
Falle der Verhinderung von seinem Stellvertre-
ter, geleitet.

(2) Die gemeinsamen Sitzungen eines Landes-
Schülerbeirates werden vom Präsidenten des
Landesschulrates oder von einem von ihm zu
bestellenden Beamten des Landesschulrates, die
gemeinsamen Sitzungen des Zentrallehranstal-
ten-Schülerbeirates und des Bundes-Schülerbei-
rates vom Bundesminister für Unterricht und
Kunst oder von einem von ihm zu bestellenden
Beamten des Bundesministeriums für Unterricht
und Kunst geleitet.

Niederschrift

§ 29. Über jede interne und jede gemeinsame
Sitzung eines Schülerbeirates ist ein Protokoll
anzufertigen, das den Gang und das Ergebnis
der Beratungen festzuhalten hat. Der Schrift-
führer ist vor Beginn jeder Sitzung vom Vor-
sitzenden zu bestimmen.

Beschlußfassung

§ 30. Ein Schülerbeirat ist im Rahmen seiner
internen Sitzungen beschlußfähig, wenn minde-
stens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.
Für einen Beschluß ist die einfache Mehrheit der
abgegebenen Stimmen erforderlich. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vor-
sitzenden.

Einladung von Sachverständigen und Beobach-
tern

§ 31. (1) Zu einzelnen internen und gemein-
samen Sitzungen eines Schülerbeirates können
Sachverständige, die einem Schülerbeirat als Mit-
glieder nicht angehören, eingeladen werden,
wenn dies im Hinblick auf den Beratungsgegen-
stand zweckmäßig ist. Über die Einladung von
Sachverständigen entscheidet der jeweilige Vor-
sitzende.

(2) Sollen Vertreter von Jugendorganisatio-
nen als Sachverständige eingeladen werden, so
hat dies der betreffende Schülerbeirat bei An-
wesenheit von mindestens der Hälfte der Mit-
glieder und mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen zu beschließen.

(3) Zu gemeinsamen Sitzungen eines Landes-
Schülerbeirates kann der Präsident des Landes-
schulrates zwei Vertreter der Fachausschüsse
beim Landesschulrat, zwei Vertreter von reprä-
sentativen Jugendorganisationen und zwei Ver-

treter von repräsentativen Eltern- und Fami-
lienorganisationen als Beobachter einladen.

(4) Zu gemeinsamen Sitzungen des Zentral-
lehranstalten-Schülerbeirates und des Bundes-
Schülerbeirates kann der Bundesminister für
Unterricht und Kunst zwei Vertreter der Zen-
tralausschüsse beim Bundesministerium für
Unterricht und Kunst, zwei Vertreter von
repräsentativen Jugendorganisationen und zwei
Vertreter von repräsentativen Eltern- und
Familienorganisationen als Beobachter einladen.

Ehrenamt

§ 32. (1) Die Mitglieder und die Ersatzmitglie-
der der Schülerbeiräte sowie die allenfalls beige-
zogenen Sachverständigen und Beobachter üben
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

{2) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder
der Schülerbeiräte haben Anspruch auf Reise-
gebühren im Sinne der Reisegebührenvorschrift
1955, BGBl. Nr. 133, gemäß der Gebühren-
stufe 1. Die Nächtigungsgebühr entfällt bei amt-
licher Beistellung unentgeltlicher Unterkunft.

Geschäftsordnung

§ 33. Jeder Schülerbeirat hat unter Anwen-
dung des § 30 eine Geschäftsordnung zu be-
schließen, die die näheren Bestimmungen über
die Geschäftsführung zu enthalten hat.

Personal- und Sachaufwand

§ 34. Für die Sacherfordernisse der Schüler-
beiräte und für die Besorgung ihrer Kanzleige-
schäfte ist im Rahmen der Landesschulräte bzw.
des Bundesministeriums für Unterricht und
Kunst Vorsorge zu treffen. Die Kosten hat der
Bund zu tragen.

6. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n ; V o l l -
z i e h u n g

§ 35. Für die erste Wahl der Mitglieder und
der Ersatzmitglieder eines Landes-Schülerbei-
rates sind an Stelle der drei Landesschulsprecher
(§ 17 Abs. 1) die drei Landesschulsprecher des
betreffenden im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bestehenden Landes-Schü-
lerbeirates berechtigt, an den Sitzungen der
Wahlkommission als Wahlzeugen ohne Stimm-
recht teilzunehmen. Für die erste Wahl der Mit-
glieder und der Ersatzmitglieder des Zentral-
lehranstalten-Schülerbeirates ist § 24 Z 5 nicht
anzuwenden.

§ 36. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Unterricht und
Kunst betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz



23. Stück — Ausgegeben am 10. Feber 1981 — Nr. 57 609

5 7 . Bundesgesetz vom 20. Jänner 1981 über
die Studienrichtung Evangelische Theologie

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Grundsätze und Gliederung

§ 1. (1) Das Studium der Evangelischen Theo-
logie hat im Sinne des Bundesgesetzes, BGBl.
Nr. 182/1961, über äußere Rechtsverhältnisse
der Evangelischen Kirche und des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 458/
1972 und 561/1978, der wissenschaftlichen Be-
rufsvorbildung des Theologen, vor allem des
geistlichen Nachwuchses für die Evangelische
Kirch«, der wissenschaftlichen Berufsfortbildung
der Absolventen, der Entwicklung der theologi-
schen Wissenschaft, der Heranbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses und Aufgaben zu
dienen, die im Zusammenwirken mehrerer Wis-
senschaften bewältigt werden.

(2) Es sind folgende ordentliche Studien ein-
zurichten:

1. das Diplomstudium des fachtheologischen
Studienzweiges als wissenschaftliche Berufs-
vorbildung vor allem des geistlichen Nach-
wuchses für die Evangelische Kirche in Öster-
reich und als Grundstudium für das Dok-
toratsstudium,

2. das Diplomstudium des kombinierten reli-
gionspädagogischen Studienzweiges als wis-
senschaftliche Berufsvorbildung für das Lehr-
amt aus evangelischer Religion an höheren
Schulen,

3. Erweiterungsstudien,
4. das auf das Diplomstudium aufbauende

Doktoratsstudium.

Akademische Grade

§ 2. (1) Den Absolventen des Diplomstudiums
beider Studienzweige ist der akademische Grad
„Magister der Theologie", lateinische Bezeich-
nung „Magister theologiae", abgekürzt „Mag.
theol." zu verleihen.

(2) Den Absolventen des Doktoratsstudiums ist
der akademische Grad „Doktor der Theologie",
lateinische Bezeichnung „Doctor theologiae", ab-
gekürzt „Dr. theol." zu verleihen.

(3) Der Abschluß eines Erweiterungsstudiums
berechtigt nicht zur Erwerbung eines akademi-
schen Grades.

Studiendauer der Diplomstudien

§ 3. (1) Das Diplomstudium dauert grund-
sätzlich neun Semester, kann jedoch nach den

Abs. 2 und 3 auf acht oder sieben Semester ver-
kürzt werden. Es ist in zwei Studienabschnitte
gegliedert; der erste dauert fünf Semester und
schließt mit der ersten Diplomprüfung, der
zweite dauert vier Semester und schließt mit der
zweiten Diplomprüfung.

(2) Für Studierende, die beide Teile der ersten
Diplomprüfung spätestens am Ende der dritten
Woche nach Beginn des fünften Semesters abge-
legt haben, dauert der erste Studienabschnitt vier
Semester.

(3) Für Studierende, die alle Voraussetzungen
für die Zulassung zu dem mündlichen Teil der
zweiten Diplomprüfung spätestens am Ende der
dritten Woche nach Beginn des vierten. Semesters
des zweiten Studienabschnittes erfüllt haben,
dauert dieser drei Semester.

II. ABSCHNITT

DIPLOMSTUDIUM DES FACHTHEOLOGI-
SCHEN STUDIENZWEIGES

Erster Studienabschnitt

§ 4. (1) Der erste Studienabschnitt hat der
Einführung in die Methoden wissenschaftlichen
Arbeitens, in die theologischen und philosophi-
schen Grundlagen der Pflichtfächer sowie der Ver-
mittlung ergänzender Kenntnisse, insbesondere
der griechischen und der hebräischen Sprache, zu
dienen.

(2) Die Prüfungsfächer der ersten Diplomprü-
fung sind:
A. im ersten Teil

1. Altes Testament,
2. Neues Testament,
3. Kirchengeschichte,

B. im zweiten Teil
4. Systematische Theologie (Philosophie, Dog-

matik, Ethik, Symbolik),
5. Praktische Theologie,
6. Kirchenrecht.
Der Kandidat hat das Grundwissen aus diesen

Fächern nachzuweisen.

(3) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Die Prüfung aus einem Prüfungsfach
nach Wahl des Kandidaten ist schriftlich durch
eine Klausurarbeit abzulegen. Die Prüfungen
aus den übrigen Prüfungsfächern sind nach Wahl
des Kandidaten schriftlich durch Klausurarbeiten
oder mündlich abzulegen.

(4) Die mündlichen Prüfungen sind zwei kom-
missionelle Prüfungen vor dem gesamten Prü-
fungssenat. Mit Ausnahme der schriftlich abge-
legten Prüfungen umfaßt die erste kommissio-
nelle Prüfung den ersten Teil (Abs. 2 lit. A), die
zweite den zweiten Teil (Abs. 2 lit. B) der ersten
Diplomprüfung.
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(5) Der gesamte Prüfungssenat besteht aus dem
Vorsitzenden und für die erste kommissionelle
Prüfung aus allen Prüfern für die Prüfungsfächer
des ersten Teiles (Abs. 2 lit. A), für die zweite
kommissionelle Prüfung aus allen Prüfern für die
Prüfungsfächer des zweiten Teiles (Abs. 2 lit. B).

(6) Jede Klausurarbeit ist von dem für das
Prüfungsfach nach Abs. 5 zuständigen gesamten
Prüfungssenat kommissioneil zu beurteilen.

(7) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur
ersten Diplomprüfung sind:

1. Die Inskription der vorgeschriebenen Lehr-
veranstaltungen und von mindestens vier
in diesen Studienzweig einrechenbaren Seme-
stern,-

2. die erfolgreiche Teilnahme an den vorge-
schriebenen Übungen, Proseminaren, Arbeits-
gemeinschaften, Exkursionen und

3. die Kenntnis der lateinischen, der griechi-
schen und der hebräischen Sprache; die
Sprachkenntnis ist entweder durch das Zeug-
nis einer höheren Schule oder durch das
Reifezeugnis oder durch das Zeugnis über
eine Zusatzprüfung zur Reifeprüfung oder
durch die an dieser oder einer Geisteswis-
senschaftlichen Fakultät abgelegte Ergän-
zungsprüfung nachzuweisen.

(8) Einem Prüfungssenat sind höchstens fünf
Kandidaten für einen gemeinsamen Termin zu-
zuweisen.

(9) Jede Klausurarbeit ist der Evangelischen
Kirchenleitung vor ihrer kommissionellen Beur-
teilung zur Einsicht und Stellungnahme zuzu-
leiten. Zu den mündlichen kommissionellen
Prüfungen und den Beratungen über ihr Ergebnis
sind jeweils zwei geistliche Vertreter der Evan-
gelischen Kirchenleitung, und zwar einer für
jedes Bekenntnis, einzuladen. Diese Vertreter
haben bei Kandidaten ihres jeweiligen Bekennt-
nisses das Recht, eine Frage aus dem wissenschaft-
lichen Prüfungsbereich zu stellen und sich in der
anschließenden Beratung zu äußern. Entsendet
die Evangelische Kirchenleitung keine Vertreter,
so sind die abgelegten Prüfungen dennoch gültig.

Zweiter Studienabschnitt

§ 5. (1) Der zweite Studienabschnitt hat dem
vertieften Studium der Pflichtfächer und dem
Studium der Wahl- und Freifächer zu dienen.

(2) Der Studierende hat im Laufe des zweiten
Studienabschnittes eine Diplomarbeit vorzulegen.
Die Diplomarbeit ist eine schriftliche, selbständig
auszuarbeitende Hausarbeit über ein Thema aus
einem der Prüfungsfächer nach Wahl des Kandi-
daten.

(3) Der für das gewählte Fach zuständige
Universitätsprofessor hat dem Kandidaten drei
Themen zur Wahl vorzuschlagen.

(4) Die Diplomarbeit ist frühestens im ersten
und spätestens im dritten Semester des zweiten
Studienabschnittes zu vergeben. Für die Bearbei-
tung ist eine Frist von sechs Monaten einzu-
räumen; diese kann aus wichtigen Gründen ein-
mal erstreckt werden. Die Diplomarbeit ist späte-
stens drei Monate vor der Anmeldung zur
zweiten Diplomprüfung einzureichen.

(5) Die Prüfungsfächer der zweiten Diplomprü-
fung sind:

1. Altes Testament,
2. Neues Testament,
3. Kirchen- und Dogmengeschichte,
4. Systematische Theologie (Philosophie, Dog-

matik, Ethik, Symbolik),
5. Praktische Theologie,
6. Kirchenrecht,
7. ein Wahlfach aus dem Angebot der Fakultät.

(6) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie besteht aus einem schriftlichen und
einem mündlichen Teil.

(7) Der schriftliche Teil der zweiten Diplom-
prüfung umfaßt

1. eine schriftliche, in Form einer Hausarbeit in
sechs Wochen auszuarbeitende Predigt und

2. eine Klausurarbeit aus einem der Pflicht-
fächer nach Wahl des Kandidaten.

Die Predigt und die Klausurarbeit sind vom
gesamten Prüfungssenat kommissioneil zu beur-
teilen.

(8) Die Diplomarbeit, die Predigt und die
Klausurarbeit sind der Evangelischen Kirchen-
leitung vor dem mündlichen Teil der zweiten
Diplomprüfung zur Einsicht und Stellungnahme
zuzuleiten.

(9) Der mündliche Teil der zweiten Diplom-
prüfung umfaßt alle Prüfungsfächer. Er ist als
kommissionelle Prüfung vor dem gesamten
Prüfungssenat abzulegen. Der Kandidat hat in
dieser Prüfung vertiefte Kenntnisse aus den
Prüfungsfächern, insbesondere aus dem Fach,
dem die Diplomarbeit zugehört, sowie seih Ge-
samtverständnis der Theologie im Rahmen der
einzelnen Prüfungsfächer aufzuzeigen.

(10) Die Voraussetzungen für die Zulassung
zur zweiten Diplomprüfung sind:

1. die bestandene erste Diplomprüfung,

2. die Inskription der vorgeschriebenen Lehr-
veranstaltungen und von mindestens drei,
in den zweiten Studienabschnitt dieses
Studienzweiges einrechenbaren Semestern,

3. die erfolgreiche Teilnahme an den vorge-
schriebenen Übungen, Proseminaren, Semi-
naren, Arbeitsgemeinschaften, Exkursionen,
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4. die Approbation der Diplomarbeit und
5. für den mündlichen Teil der zweiten

Diplomprüfung außerdem noch der erfolg-
reiche Abschluß des schriftlichen Teiles der
zweiten Diplomprüfung.

(11) Einem Prüfungssenat sind höchstens fünf
Kandidaten für einen gemeinsamen Termin zu-
zuweisen.

(12) Zu dem mündlichen Teil der zweiten
Diplomprüfung und den Beratungen über ihr
Ergebnis sind jeweils zwei geistliche Vertreter
der Evangelischen Kirchenleitung, und zwar einer
für jedes Bekenntnis, einzuladen. Diese Vertreter
haben das Recht, eine Frage an jeden Kandidaten
ihres Bekenntnisses zu stellen und sich in der an-
schließenden Beratung zu äußern. Entsendet die
Evangelische Kirchenleitung keine Vertreter, so
sind die abgelegten Prüfungen dennoch gültig.

III. ABSCHNITT

DIPLOMSTUDIUM DES KOMBINIERTEN
RELIGIONSPÄDAGOGISCHEN STUDIEN-

ZWEIGES

Kombination

§ 6. (1) Der religionspädagogische Studienzweig
ist als erste Studienrichtung mit einer zweiten
Studienrichtung nach § 2 Abs. 5 des Bundesge-
setzes, BGBl. Nr. 326/1971, über geisteswissen-
schaftliche und naturwissenschaftliche Studienrich-
tungen zu kombinieren und hat zum Lehramt
für evangelische Religion an höheren Schulen zu
führen.

(2) Eine Kombination mit den religionspäd-
agogischen Studienrichtungen nach dem Bundes-
gesetz, BGBl. Nr. 293/1969, über katholisch-
theologische Studienrichtungen ist unzulässig.

(3) Die Studienpläne sind so zu erstellen, die
Lehrveranstaltungen so einzurichten und der
Lehrstoff ist so zu bemessen, daß die ordentlichen
Hörer den kombinierten religionspädagogischen
Studienzweig mit einer zweiten Studienrichtung
an einer anderen Fakultät, Universität oder
Hochschule innerhalb der vorgeschriebenen
Studiendauer abzuschließen vermögen. Die in
der Studienordnung festzusetzende Gesamtstun-
denzahl für alle Pflicht- und Wahlfächer darf nicht
größer sein als die Hälfte der für den fachtheo-
logischen Studienzweig festzusetzenden; eine ver-
schiedene Gewichtung der Prüfungsfächer ist zu-
lässig.

Erster Studienabschnitt

§ 7. (1) Der erste Studienabschnitt hat der
Einführung in die Methoden wissenschaftlichen
Arbeitens, in die theologischen Grundlagen und
in die Religionspädagogik sowie der Vermitt-
lung ergänzender Kenntnisse, insbesondere der
griechischen Sprache, zu dienen.

(2) Die Prüfungsfächer der ersten Diplom-
prüfung sind:

1. Altes Testament (Einleitung und Exegese,
ohne Hebräisch),

2. Neues Testament (Einleitung und Exegese),

3. Kirchengeschichte,

4. Nach Wahl des Kandidaten:
a) Allgemeine Religionsgeschichte oder
b) Ökumenik oder
c) Symbolik.

(3) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist als kommissionelle Prüfung vor
dem gesamten Prüfungssenat abzulegen. Der
Prüfungssenat besteht aus dem Vorsitzenden und
aus den Prüfern für die Prüfungsfächer.

(4) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur
ersten Diplomprüfung sind:

1. die Inskription der vorgeschriebenen Lehr-
veranstaltungen und von mindestens vier
in diesen Studienzweig einrechenbaren
Semestern,

2. die erfolgreiche Teilnahme an den vorge-
schriebenen Übungen, Proseminaren, Arbeits-
gemeinschaften, Exkursionen,

3. die Kenntnis der lateinischen und der grie-
chischen Sprache sowie der Besuch des an der
Fakultät eingerichteten Kurses über die Ein-
führung in die hebräische Sprache; die
Kenntnis der lateinischen und der griechi-
schen Sprache ist entweder durch das Zeug-
nis einer höheren Schule oder durch das
Reifezeugnis oder durch das Zeugnis über
eine Zusatzprüfung zur Reifeprüfung oder
durch die an dieser oder einer Geisteswissen-
schaftlichen Fakultät abgelegte Ergänzungs-
prüfung nachzuweisen und

4. eine positiv beurteilte Klausurarbeit aus
einem an der Evangelisch-Theologischen
Fakultät gelehrten exegetischen oder histori-
schen Fach.

(5) Die Klausurarbeit ist vom gesamten Prü-
fungssenat kommissionell zu beurteilen. Sie ist
der Evangelischen Kirchenleitung vor ihrer kom-
missionellen Beurteilung zur Einsicht und Stel-
lungnahme zuzuleiten.

(6) Einem Prüfungssenat sind höchstens fünf
Kandidaten für einen gemeinsamen Termin zu-
zuweisen.

(7) Zu der ersten Diplomprüfung und den Be-
ratungen über ihr Ergebnis sind jeweils zwei
geistliche Vertreter der Evangelischen Kirchen-
leitung, und zwar einer für jedes Bekenntnis,
einzuladen. Diese Vertreter haben das Recht,
eine Frage an jeden Kandidaten ihres Bekennt-
nisses zu stellen und sich in der anschließenden
Beratung zu äußern. Entsendet die Evangelische
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Kirchenleitung keine Vertreter, so sind die abge-
legten Prüfungen dennoch gültig.

Zweiter Studienabschnitt

§ 8. (1) Der zweite Studienabschnitt hat dem
Studium der Pflichtfächer unter Ausrichtung auf
die Pädagogik und den Unterricht sowie der Mög-
lichkeit des Studiums von Freifächern zu dienen.

(2) Der Studierende hat im Laufe des zweiten
Studienabschnittes eine Diplomarbeit vorzulegen.
Die Diplomarbeit ist eine schriftliche, selbständig
auszuarbeitende Hausarbeit über ein Thema aus
einem der Prüfungsfächer nach Wahl des Kandi-
daten, doch ist das Thema stets auch unter dem
religionspädagogischen Gesichtspunkt zu behan-
deln.

(3) Der für das gewählte Fach zuständige
Universitätsprofessor hat dem Kandidaten drei
Themen zur Wahl vorzuschlagen.

(4) Die Diplomarbeit ist von dem für das
gewählte Fach zuständigen Begutachter sowie von
dem für Religionspädagogik zuständigen Univer-
sitätsprofessor zu beurteilen.

(5) Die Diplomarbeit ist frühestens im ersten
und spätestens im dritten Semester des zweiten
Studienabschnittes zu vergeben. Für die Bearbei-
tung ist eine Frist von sechs Monaten einzu-
räumen; diese kann aus wichtigen Gründen ein-
mal erstreckt werden. Die Diplomarbeit ist späte-
stens drei Monate vor der Anmeldung zur.
zweiten Diplomprüfung einzureichen.

(6) Die Prüfungsfächer der zweiten Diplom-
prüfung sind:

1. Altes Testament (Exegese und Theologie,
ohne Hebräisch),

2. Neues Testament (Exegese und Theologie),
3. Kirchengeschichte mit österreichischer

Kirchengeschichte,
4. Systematische Theologie (Philosophie, Dog-

matik, Ethik, Symbolik),
5. Religionspädagogik,
6. Kirchenrecht.

(7) Die zweite Diplomprüfung ist eine Ge-
samtprüfung. Sie besteht aus einem schriftlichen
und einem mündlichen Teil.

(8) Der schriftliche Teil der zweiten Diplom-
prüfung ist eine Klausurarbeit entweder aus
einem exegetischen Fach oder aus Kirchenge-
schichte oder aus Systematischer Theologie oder
aus Religionspädagogik nach Wahl des Kandi-
daten.

(9) Die Diplomarbeit und die Klausurarbeit
sind der Evangelischen Kirchenleitung vor dem
mündlichen Teil der zweiten Diplomprüfung
zur Einsicht und Stellungnahme zuzuleiten.

(10) Die Klausurarbeit ist vom gesamten Prü-
fungssenat kommissionell zu beurteilen.

(11) Der mündliche Teil der zweiten Diplom-
prüfung umfaßt alle Prüfungsfächer. Er ist als
kommissionelle Prüfung vor dem gesamten Prü-
fungssenat abzulegen. Der Kandidat hat in dieser
Prüfung vertiefte Kenntnisse aus Religionspäd-
agogik und dem Fach, dem die Diplomarbeit
zugehört, sowie sein Gesamtverständnis von
Theologie und didaktische Fähigkeiten im Rah-
men der einzelnen Prüfungsfächer aufzuzeigen.

(12) Die Voraussetzungen für die Zulassung
zur zweiten Diplomprüfung sind:

1. die bestandene erste Diplomprüfung,
2. die Inskription der vorgeschriebenen Lehr-

veranstaltungen und von mindestens drei
in den zweiten Studienabschnitt einrechen-
baren Semestern,

3. die erfolgreiche Teilnahme an den vorge-
schriebenen Übungen, Arbeitsgemeinschaf-
ten, Proseminaren, Seminaren, Exkursionen
und einem pädagogischen Praktikum,

4. die Approbation der Diplomarbeit,
5. die Absolvierung aller für die gewählte

zweite Studienrichtung an einer anderen
Fakultät, Universität oder Hochschule ge-
forderten Prüfungen und

6. für den mündlichen Teil der zweiten
Diplomprüfung außerdem die positiv beur-
teilte Klausurarbeit.

(13) Einem Prüfungssenat sind höchstens fünf
Kandidaten für einen gemeinsamen Termin zu-
zuweisen.

(14) Zu dem mündlichen Teil der zweiten
Diplomprüfung und den Beratungen über ihr
Ergebnis sind jeweils zwei geistliche Vertreter
der Evangelischen Kirchenleitung, und zwar
einer für jedes Bekenntnis, einzuladen. Diese
Vertreter haben das Recht, eine Frage an jeden
Kandidaten ihres Bekenntnisses zu stellen und
sich in der anschließenden Beratung zu äußern.
Entsendet die Evangelische Kirchenleitung keine
Vertreter, so sind die abgelegten Prüfungen
dennoch gültig.

IV. ABSCHNITT

WECHSEL U N D ERWEITERUNGSSTUDIEN

Wechsel des Studienzweiges

§ 9. Ordentliche Hörer, die im zweiten Stu-
dienabschnitt den Studienzweig (§ 1 Abs. 2, Z 1
und 2) wechseln, haben bis zur Anmeldung zur
zweiten Diplomprüfung die ihnen fehlenden
Prüfungsteile der ersten Diplomprüfung abzu-
legen.

Erweiterungsstudien

§ 10. Für die Erweiterungsstudien gilt der § 12
des Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche
und naturwissenschaftliche Studienrichtungen.
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V. ABSCHNITT

Doktoratsstudium

§ 11. (1) Das Doktoratsstudium hat der wis-
senschaftlichen Weiterbildung des Absolventen
des Grundstudiums unter besonderer Ausrichtung
auf ein theologisches Spezialfach unter Berück-
sichtigung der theoretischen Grundlagen der
Theologie als Wissenschaft zu dienen.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zum
Doktoratsstudium ist entweder

1. die erfolgreiche Ablegung der zweiten
Diplomprüfung des fachtheologischen Stu-
dienzweiges oder

2. die erfolgreiche Ablegung der Kandidaten-
prüfung (examen pro candidatura) nach der
vom Evangelischen Oberkirchenrat am
15. Juni 1927 erlassenen und durch die Be-
schlüsse der Generalsynoden A.B. und H.B.
am 22. Jänner 1949 wieder in Kraft ge-
setzten Prüfungsordnung für evangelische
Theologen A.B. und H.B. in Österreich
(Verlautbarungen des Evangelischen Ober-
kirchenrates A. und H.B. für den Bundes-
staat Österreich, Jg. VII—XII, II. Gesetze
und Verordnungen Nr. 4 S 37 ff., sowie
Amtsblatt für die Evangelische Kirche A.
und H.B. in Österreich, Nr. 44/1949,
Punkt 11) oder

3. auf Beschluß der gesamten Prüfungskom-
mission auch die erfolgreiche Ablegung einer
gleichwertigen ausländischen theologischen
Abschlußprüfung.

(3) Das Doktoratsstudium besteht aus einem
Studienabschnitt, dessen Dauer nach § 14 Abs. 7
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes in der
Studienordnung festzulegen ist.

(4) Das Thema der Dissertation ist einem
Diplomprüfungsfach zu entnehmen.

(5) Die Voraussetzungen für die Zulassung
zum Rigorosum sind die Absolvierung des Dok-
toratsstudiums und die Approbation der Disser-
tation.

(6) Die Prüfungsfächer des Rigorosums sind:

1. das Fach, dem das Thema der Dissertation
zugehört; die Dissertation ist öffentlich zu
verteidigen,

2. ein biblisches Fach, sofern jedoch die Disser-
tation einem biblischen Fach zugehört, ein
beliebiges Diplomprüfungsfach nach Wahl
des Kandidaten,

3. ein weiteres Diplomprüfungsfach nach Wahl
des Kandidaten.

(7) Das Rigorosum ist eine Gesamtprüfung,
die als kommissionelle Prüfung vor dem gesam-
ten Prüfungssenat abzulegen ist.

VI. ABSCHNITT

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUN-
GEN

Inkrafttreten

§ 12. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem
1. Oktober 1981 in Kraft. Es gilt für alle Stu-
dierenden der Evangelischen Theologie, die ihr
Studium an der Evangelisch-Theologischen Fakul-
tät der Universität Wien nach Inkrafttreten des
Studienplanes aufnehmen.

(2) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes zu
erlassende Studienordnung und der zu erlassende
Studienplan (§§ 15 und 17 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) können schon vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erlassen wer-
den, treten jedoch frühestens gleichzeitig mit
diesem Bundesgesetz in Kraft.

(3) Für Studierende, die vor Inkrafttreten des
auf Grund dieses Bundesgesetzes zu erlassenden
Studienplanes das Studium der Evangelischen
Theologie begonnen haben, gelten die Abs. 6
und 7 des § 45 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes. Auf bereits eingeleitete Promotions-
verfahren ist dieses Bundesgesetz nicht anzuwen-
den.

(4) Absolventen der Evangelischen Theologie,
die vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes das
examen pro candidatura an der Evangelisch-
Theologischen Fakultät der Universität Wien be-
standen haben, sind berechtigt, den akademischen
Grad „Magister der Theologie" zu führen. Der
Dekan der Evangelisch-Theologischen Fakultät
der Universität Wien hat auf Antrag eine Be-
scheinigung darüber auszustellen.

Vollziehung

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Steyrer

5 8 . Bundesgesetz vom 20. Jänner 1981,
mit dem das Bundesgesetz über die Grün-
dung der Hochschule für Bildungswissen-

schaften in Klagenfurt geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

1. Das Bundesgesetz vom 21. Jänner 1970,
BGBl. Nr. 48, über die Gründung der Hochschule
für Bildungswissenschaften in Klagenfurt wird
wie folgt geändert:

„Universität für Bildungswissenschaften Klagen-
furt.
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§ 1. (1) Der Universität für Bildungswissen-
schaften Klagenfurt obliegt nach Maßgabe der
im § 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes, BGBl. Nr. 177/1966, festgelegten Grundsätze
und Ziele die wissenschaftliche Forschung und
Lehre auf dem Gebiet der Bildungswissenschaften.

(2) Die Universität für Bildungswissenschaften
hat insbesondere folgende Aufgaben der grund-
legenden und der angewandten bildungswissen-
schaftlichen Forschung:

a) Lehrplanforschung, Lehrziele, Lehr- und
Studienpläne, Beurteilungsverfahren;

b) Organisation und Methode des Lehrens
und Lernens;

c) Organisation der Bildungseinrichtungen;
d) Ziele, Methoden und Organisation der wei-

terführenden Bildung;
e) Bildungsökonomie.

(3) Der Universität für Bildungswissenschaften
obliegt unter besonderer Bedachtnahme auf die
Bestimmungen der Abs. 1 und 2 die Einrichtung

von Diplomstudien, die der wissenschaftlichen
Berufsvorbildung, insbesondere auch für das Lehr-
amt an höheren Schulen, dienen, von Doktorats-
studien sowie von Kurzstudien und Erweite-
rungsstudien. Die Universität für Bildungswis-
senschaften hat weiters gemäß § 1 Abs. 2 lit. d
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes die
Aufgabe, Hochschulkurse und Hochschullehr-
gänge, insbesondere zur Fortbildung und für
höhere Studien, auf den ihr gemäß Abs. 1 und 2
anvertrauten Gebieten der Wissenschaften zu
veranstalten (§ 18 Allgemeines Hochschul-Stu-
diengesetz)."

2. Der § 2, der § 3 Abs. 3 und der § 10 haben
zu entfallen.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Steyrer


